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Anwalt für Gleichbehandlungsfragen

für Menschen mit Behinderung

Dr. Erwin Buchinger


Bundesministerium für Wissenschaft,

Forschung und Wirtschaft
Stubenring 1
1010 Wien
per E-Mail: Post.c17@bmwfw.gv.at
per E-Mail: begutachtungsverfahren@parlament.gv.at
Wien, am 19. November 2015
Betrifft: 
BMWFW-50.080/0003-C1/7/2015;
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgesetz über die Errichtung einer Wohnbau-Investitionsbank (WBIB-G) erlassen, das Bundesgesetz über Steuerliche Sondermaßnahmen zur Förderung des Wohnbaus und das Bundesgesetz über die Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen geändert werden; Begutachtungsverfahren
Sehr geehrte Damen und Herren!
Der Behindertenanwalt dankt für die Übermittlung eines Entwurfes eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgesetz über die Errichtung einer Wohnbau-Investitionsbank (WBIB-G) erlassen, das Bundesgesetz über Steuerliche Sonder​maßnahmen zur Förderung des Wohnbaus und das Bundesgesetz über die Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen geändert werden, und nimmt dazu wie folgt Stellung:
I. Präambel
Der Behindertenanwalt ist zuständig für die Beratung und Unterstützung von Personen, die sich im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes oder des Behinderteneinstellungsgesetzes diskriminiert fühlen. 
Darüber hinaus führt der Behindertenanwalt im Rahmen des § 13c Bundesbehinder​tengesetz Untersuchungen durch und gibt Empfehlungen und Berichte zur Teilhabe von Menschen mit Behinderung ab.

II. Gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit Behinderungen
Menschen mit Behinderung sind aufgrund mehrfaktorieller Einflüsse in besonders hohem Maße armutsgefährdet, gleichwohl sie aufgrund von Pflegebedarf, erhöhten Mobilitätskosten und anderen, mit einer Behinderung in direktem oder indirektem Zusammenhang stehenden Ausgaben erhöhte Lebenserhaltungskosten aufweisen.

Die mögliche Folge einer strukturbedingten Deprivation erscheint mit dem zentralen Element der von Österreich 2008 ratifizierten UN-Behindertenrechts​konvention – dem Recht auf selbstbestimmtes Leben – unvereinbar. 

Betreffend die Schaffung von Wohnraum sind Menschen mit Behinderungen daher in zweifacher Hinsicht in besonderem Maße zu berücksichtigen:

Erstens sind Menschen mit Behinderungen – es handelt sich hier nach Schätzungen der WHO und unter Berücksichtigung des Mikrozensus 2007 der Statistik Austria um etwa 800.000 Menschen in Österreich – anbetrachts ihres statistisch signifikant geringeren Vermögens eine wichtige Zielgruppe für leistbares Wohnen.

Zweitens bedarf der Zugang zum Wohnraum und dessen Nutzbarkeit für Menschen mit Behinderungen einer barrierefreien Ausgestaltung.

Diese zweite Dimension barrierefreier Zugänglichkeit, welche für eine wichtige Ziel​gruppe des vorliegenden Gesetzesentwurfes jedenfalls essentiell ist, wird nach Auffassung des Behindertenanwalts in der derzeitigen Entwurfsfassung noch nicht ausreichend berücksichtigt.
§ 8 Abs 3 des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes (BGStG) normiert, dass

„(…) Richtlinien über die Vergabe von Förderungen des Bundes (…) vorzusehen [haben], dass bei der Vergabe von Förderungen an natürliche oder juristische Personen die Beachtung dieses Bundesgesetzes sowie des Diskriminierungsverbots gemäß § 7b BEinstG durch die Förderungswerberin oder den Förderungswerber zu berücksichtigen ist, und sichergestellt ist, dass das geförderte Vorhaben den Grundsätzen dieses Bundesgesetzes nicht widerspricht.“
Mangelnde Barrierefreiheit kann gem. BGStG eine (mittelbare) Diskriminierung darstellen, wobei der Gesetzgeber in § 6 Abs 5 normiert, dass 

„bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische Gebrauchsgegenstände, Systeme der Informationsverarbeitung sowie andere gestaltete Lebensbereiche [barrierefrei sind], wenn sie für Menschen mit Behinderungen in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind.“
III. Empfehlungen des Behindertenanwaltes
Ad Artikel 1, § 1 Abs. 2 lit b und c „Zielsetzung“:
Der Behindertenanwalt regt an, den vorliegenden Entwurf wie folgt (siehe fettge​druckten Text in lit b und c) zu ergänzen:

„§ 1 (2) 
Zur Umsetzung dieses Ziels sollen an gemeinnützige und gewerbliche Wohnbauträger sowie an Gebietskörperschaften langfristige und kosten​günstige wohnbaubezogene Kredite vergeben werden, welche der Finan​zierung

a) von Maßnahmen zur Stadtentwicklung, zur Stadterneuerung oder zur Errichtung siedlungsbezogener Wohninfrastruktur oder
b) von Maßnahmen zur Schaffung energieeffizienten Wohnraums im Neubau oder Altbestand oder
c) von Maßnahmen zur Schaffung barrierefreien Wohnraums im Neu​bau oder Altbestand
dienen.“
Ad Artikel 1, § 5 „Richtlinien“:
Der Behindertenanwalt regt an, § 5 des vorliegenden Entwurfes durch Einfügung des Absatzes 4 wie folgt zu ergänzen:

 „(4) 
Diese Richtlinien haben darüber hinaus im Hinblick auf § 8 Abs. 3 Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz nähere Bestimmungen betreffend die Diskriminierungsfreiheit des Förderzwecks zu enthalten.“
Mit freundlichen Grüßen
Dr. Erwin Buchinger
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